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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. August 1967 

II/5 — 84000 — 5556/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Schlußtermins für den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Mietpreisrechts 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 14. Juli 1967 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist der Anlage 3 zu entnehmen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Schlußtermins für den Abbau der Wohnungs- 
zwangswirtsdiaft und über weitere Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Mietpreisredits 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Änderung von Vorschriften über den Abbau der 
W ohnungszwangs Wirtschaft 

§ 1 

Änderung des Zweiten Bundesmietengesetzes 

Das Zweite Bundesmietengesetz vom 23. Juni 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 389), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Schlußtermins 
für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Miet- 
preisrechts im Land Berlin vom 3. April 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 393), wird wie folgt geändert: 

1. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Die Mietpreise für preisgebundenen 
Wohnraum werden nach Maßgabe der Ab- 
sätze 2 bis 7 freigegeben."; 

b) der folgende Absatz 8 wird eingefügt: 

„(8) Auf kreisfreie Städte, Landkreise und 
Gemeinden eines Landkreises, für welche die 
Mietpreise für preisgebundenen Wohnraum 
bis zum 30. Juni 1967 nicht freigegeben sind, 
sind die Absätze 1 bis 7 nicht anzu wenden." 

2. § 16 wird aufgehoben. 

3. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält Satz 1 die folgende Fas- 
sung: 

„Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. De- 
zember 1967, in den kreisfreien Städten Bonn, 
Freiburg, Hamburg und München sowie in 
den Landkreisen Bonn, Göttingen und Mün- 
chen mit Ablauf des 31. Dezember 1968, außer 
Kraft." 

b) Absatz 1 Nr. 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. das Dritte und das Vierte Bundesmieten- 
gesetz;" 

c) Absatz 1 Nr. 6 erhält die folgende Fassung: 

„6. sonstige mietpreisrechtliche Vorschriften, 
soweit sie bis zum 31. Dezember 1967 


oder bis zum 31. Dezember 1968 noch 
gelten." 

d) In Absatz 2 werden die Worte „ein Jahr nach 
Wegfall der Mietpreisbindung" durch die 
Worte „mit Ablauf des 31. Dezember 1968, in 
den kreisfreien Städten Bonn, Freiburg, Ham- 
burg und München sowie in den Landkreisen 
Bonn, Göttingen und München mit Ablauf des 
31. Dezember 1969," ersetzt. 

e) Absatz 3 wird aufgehoben. 

§ 2 

Änderung des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes 

Das Wohnraumbewirtschaftungsgesetz vom 23. 
Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 389, 418), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Schluß- 
termins für den Abbau der Wohnungszwangswirt- 
schaft und über weitere Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Mietpreisrechts im Land Berlin, wird wie 
folgt geändert; 

1. In § 3 dd wird der folgende Absatz 6 eingefügt: 

„ (6) Auf kreisfreie Städte, Landkreise und Ge- 
meinden eines Landkreises, für die die Wohn- 
raumbewirtschaftung bis zum 30. Juni 1967 nicht 
aufgehoben ist, sind die Absätze 1 bis 5 nicht 
anzu wenden. " 

2. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung; 

„(1) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 1967, in den kreisfreien Städten 
Bonn, Freiburg, Hamburg und München sowie 
in den Landkreisen Bonn, Göttingen und 
München mit Ablauf des 31. Dezember 1968, 
außer Kraft." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „§ 54 Abs. 2, 
3" durch die Worte „§ 54 Abs. 2" ersetzt. 

§ 3 

Änderung des Mieterschutzgesetzes 

§ 54 des Mieterschutzgesetzes in der Fassung vom 
15. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 712), zuletzt 
geändert durch Artikel I § 3 des Gesetzes zur Än- 
derung des Schlußtermins für den Abbau der Woh- 
nungszwangswirtschaft und über weitere Maßnah- 
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men auf dem Gebiete des Mietpreisrechts vom 
24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 969), wird wie 
folgt geändert: 

1. In Absatz 1 erhält Satz 1 die folgende Fassung: 

„Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1967, in den kreisfreien Städten Bonn, Freiburg, 
Hamburg und München sowie in den Landkrei- 
sen Bonn, Göttingen und München mit Ablauf 
des 31. Dezember 1968, außer Kraft." 

2. Absatz 3 wird aufgehoben. 


Artikel II 

Viertes Bundesmietengesetz 

§ 1 

örtlicher Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz ist nur in den kreisfreien Städten 
Bonn, Freiburg, Hamburg und München sowie in den 
Landkreisen Bonn, Göttingen und München anzu- 
wenden. 

§ 2 

Miete für Wohnraum, der bis zum 20. Juni 1948 
bezugsfertig geworden ist 

Bei preisgebundenem Wohnraum, der bis zum 
20. Juni 1948 bezugsfertig geworden ist, darf die 
nach den §§ 2, 3 des Dritten Bundesmietengesetzes 
vom 24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 971) 
preisrechtlich zulässige monatliche Grundmiete vom 
1. Januar 1968 an um 10 vom Hundert erhöht wer- 
den. Der Vermieter kann die auf die Mieterhöhung 
gerichtete Erklärung bereits vom 1. Dezember 1967 
an abgeben. 

§ 3 

Ausschluß von Mieterhöhungen 
§§ 1 und 2 gelten nicht 

1. für Wohnraum, der nach seiner Beschaffenheit 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse offensichtlich nicht genügt, 
insbesondere wegen ungenügender Licht- und 
Luftzufuhr, wegen dauernder Feuchtigkeit oder 
wegen unhygienischer oder unzureichender sani- 
tärer Einrichtungen; 


2. für Kellerwohnungen, Bunkerwohnungen, Barak- 
ken, Wohnungen in Behelfsheimen, Nissenhüt- 
ten und sonstige^ behelfsmäßige Unterkünfte so- 
wie für Wohnraum, dessen weitere Benutzung 
aus bauordnungsrechtlichen Gründen oder auf 
Grund von Anordnungen der Wohnimgsaufsicht 
und Wohnungspflege wegen baulicher oder son- 
stiger Mängel untersagt ist. 

§ 4 

Entsprechende Anwendung 

Die §§ 8 bis 11 und § 12 Abs. 1 Satz 1 des Dritten 
Bimdesmietengesetzes gelten entsprechend. 


Artikel III 

Schlußvorschriften 

§ 1 

(1) Die Vorschriften des Gesetzes zur Sicherung 
der Zweckbestimmung von Sozialwohnungen (Woh- 
nungsbindungsgesetz 1965) vom 24. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 945, 954) bleiben unberührt. 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes zur Änderung 
des Schlußtermins für den Abbau der Wohnungs- 
zwangswirtschaft und über weitere Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Mietpreisrechts im Land Berlin vom 

3. April 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 393) bleiben un- 
berührt. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die Ver- 
kündung folgenden Monats in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemein 

Der Gesetzentwurf hat zum Ziel, den Schlußtermin 
für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft vom 
31. Dezember 1967 für die kreisfreien Städte Bonn, 
Freiburg, Hamburg und München sowie für die 
Landkreise Bonn, Göttingen und München um ein 
Jahr hinauszuschieben. Hierfür find folgende Er- 
wägungen maßgebend: 

1. Nach dem Gesetz über den Abbau der Woh- 
nungszwangswirtschaft und über ein soziales 
Miet- und Wohnrecht vom 23. Juni 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 389) war der Schlußtermin für 
den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft ur- 
sprünglich auf den 31. Dezember 1965 festgelegt 
worden. Vorher sollten die Wohnraumbewirt- 
schaftung, die Mietpreisbindung und der Mieter- 
schutz nach dem Mieterschutzgesetz jeweils 
durch Rechtsverordnung der Landesregierung in 
den kreisfreien Städten und Landkreisen auf- 
gehoben werden, in denen die Zahl der Wohn- 
parteien die Zahl der vorhandenen Wohnungen 
am 31. Dezember des vorangegangenen Jahres 
um weniger als 3^/o überschritten hat. Die ersten 
Mietpreisfreigaben in den Ländern sind am 
1. November 1963 erfolgt. Bis Anfang 1967 sind 
durch Rechtsverordnungen der Landesregierun- 
gen in 532 der insgesamt 564 Stadt- und Land- 
kreise der Bundesrepublik die zwangswirtschaft- 
lichen Bindungen aufgehoben worden (sog. 
weiße Kreise). 

Bei der Festlegung des Schlußtermins im Jahre 
1960 war der Gesetzgeber davon ausgegangen, 
daß bis Ende 1965 der Wohnungsfehlbestand im 
gesamten Bundesgebiet im wesentlichen besei- 
tigt sein würde. Im weiteren Verlauf des Ab- 
baues der Wohnungszwangswirtschaft ergab sich 
jedoch, daß das rechnerische Wohnungsdefizit in 
mehreren großstädtischen Verdichtungsräumen 
sowie in einigen Landkreisen zum 31. Dezember 
1965 noch nicht genügend gesunken sein würde. 
Deshalb wurde der Schlußtermin für den Abbau 
der Wohnungszwangswirtschaft durch das Schluß- 
terminänderungsgesetz vom 24. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 969) um zwei Jahre auf 
den 31. Dezember 1967 hinausgeschoben. 

2. Die Ermittlung des rechnerischen Wohnungs- 
defizits nach § 3 dd Abs. 2, 3 des Wohnraumbe- 
wirtschaftungsgesetzes (WBewG) diente dazu, 
die Aufhebung der Wohnraumbewirtschaftung 
und der Mietpreisbindung regional und zeitlich 
so zu staffeln, daß der Wohnungsbestand der 
einzelnen Kreise und kreisfreien Städte unter 
annähernd gleichen Verhältnissen aus der Be- 
wirtschaftung entlassen werden konnte. 

Bei einem Teil der zur Zeit noch „schwarzen 
Kreise" liegen strukturelle oder rein örtlich be- 
dingte Sonderverhältnisse vor, die wegen ihres 
Ausnahmecharakters mit der Methode der Defi- 


zitberechnung nicht mehr zuverlässig erfaßt und 
vergleichbar gemacht werden können. Daher er- 
scheint es notwendig, bei dem weiteren Abbau 
der Wohnungszwangswirtschaft in den zur Zeit 
noch „sdiwarzen" Kreisen von der Defizitberech- 
nung des § 3 dd WBewG abzugehen. Eine ge- 
wisse Vorwegregelung hat der Gesetzgeber be- 
reits im Gesetz vom 3. April 1967 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 393) getroffen, wonach es bei der Fest- 
legung des (neuen) Schlußtermins für den Abbau 
der Wohnungszwangswirtschaft im Land Berlin 
auf die Höhe des rechnerischen Wohnungsdefi- 
zits nicht mehr ankommt, sondern der Schluß- 
termin im Land Berlin für die Aufhebung der 
Wohnraumbewirtschaftung auf den 31. Dezember 
1968 und für die Aufhebung der Mietpreisbin- 
dung und des Mieterschutzes auf den 31. De- 
zember 1969 festgelegt wird. Demzufolge sieht 
auch dieser Entwurf vor, daß keine weiteren 
Defizitberechnungen stattfinden, sondern für die 
Mehrzahl der zur Zeit nach „schwarzen" Kreise 
die Wohnungszwangswirtschaft kraft Gesetzes 
mit Ablauf des 31. Dezember 1967 endet. 
Mitbestimmend hierfür war auch, daß gegen- 
wärtig Vorschläge zur Änderung mietrechtlicher 
Vorschriften zur Diskussion stehen, die zu einem 
echten Partnerschaftsverhältnis zwischen Ver- 
mietern und Mietern führen sollen. Der Bundes- 
tag berät zur Zeit über einen Antrag der SPD- 
Bundestagsfraktion — BT-Drucksache V/564 — , 
der u. a. eine Änderung der Sozialklausel vor- 
sieht. Auch der Bundesrat hat einen Gesetzent- 
wurf (BR-Drucksachen 393/66, 434/66 — Beschluß) 
eingebracht, der gleichfalls eine Änderung der 
Sozialklausel und weiterer Vorschriften zum 
Ziele hat. Die Bundesregierung hat hierzu Stel- 
lung genommen und weitere Vorschläge unter- 
breitet. Von den für das Wohnungs- und Sied- 
lungswesen zuständigen Länderministern (Sena- 
natoren ist die Auffassung vertreten worden, 
daß keine neuen „weißen" Kreise geschaffen 
werden sollten, bevor nicht Klarheit über die 
Änderungen des sozialen Mietrechts besteht. 

3. Während es für die meisten der zur Zeit noch 
„schwarzen" 31 Stadt- und Landkreise (für 
Berlin siehe oben Nummer 2) beim Schlußtermin 
vom 31. Dezember 1967 verbleiben kann, muß 
in einigen Schwerpunkten des Wohnungsbedarfs 
der Abbau der Zwangswirtschaft nochmals für 
einen kurzen Zeitraum hinausgeschoben werden. 
Dementsprechend sieht der Gesetzentwurf vor, 
den Schlußtermin für den Abbau der Wohnungs- 
zwangswirtschaft in den eingangs genannten 
kreisfreien Städten und Landkreisen bis zum 
31. Dezember 1968 hinauszuschieben. 

Die Städte Hamburg und München zählen zu den 
größten Städten der Bundesrepublik. Von diesen 
Städten steht Hamburg an erster Stelle (rd. 1,8 
Millionen Einwohner), München nimmt den zwei- 
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ten Platz ein (rd. 1,2 Millionen). In diesen großen 
Städten schafft die Bevölkerungskonzentration 
auf engem Raum besondere Versorgungsschwie- 
rigkeiten. Die besondere Lage der bayerischen 
Landeshauptstadt strahlt auch auf den Landkreis 
München aus. Die Verhältnisse werden hier 
durch die anhaltend starke Zuwanderung zu- 
sätzlich erschwert. Die besondere wohnungs- 
wirtschaftliche Lage in der Stadt Bonn und dem 
umschließenden Landkreis Bonn wird in erster 
Linie durch die Funktion der Stadt als vorläufige 
Bundeshauptstadt bestimmt. Die Unterbringung 
der einheimischen Bevölkerung wird, abgesehen 
von der großen Zahl der Bundesbediensteten, 
durch die mehreren tausend ausländischen Diplo- 
maten zusätzlich erschwert. 

Die besondere wohnungswirtschaftliche Lage der 
Stadt Freiburg und des Kreises Göttingen beruht 
in erster Linie auf der bis zur Gegenwart anhal- 
tenden, ungewöhnlich starken Bevölkerungszu- 
nahme. Bei der Stadt Freiburg kommt die Be- 
anspruchung von Wohnraum durch ausländische 
Streitkräfte hinzu, bei Göttingen die zentrale 
Funktion im Zonenrandgebiet. 

4. Um die Wirtschaftlichkeit des Althausbesitzes in 
den am 1. Januar 1968 noch für ein Jahr „schwarz" 
bleibenden Kreisen bis zur Mietpreisfreigabe am 
1. Januar 1969 zu gewährleisten, ist eine pau- 
schale Mieterhöhung ab 1. Januar 1968 vorge- 
sehen, die 10 Vo der preisrechtlich zulässigen 
monatlichen Grundmiete betragen soll. Im übri- 
ge siehe die Begründung der Einzelvorschriften 
des Artikels 11. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die- 
ses Gesetz mit zusätzlichen Kosten nicht belastet. 

B. Einzelvorschriften 
Artikel I (§§ 1 bis 5) 

Diese Vorschriften regeln das Außerkrafttreten der 
wohnungszwangswirtschaftlichen Gesetze (Bundes- 
mietengesetze, Wohnraumbewirtschaftungsgesetz 
und Mieterschutzgesetz) in den kreisfreien Städten 
und Landkreisen, in denen der Schlußtermin für 
den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft bis zum 
31. Dezember 1968 hinausgeschoben wird. 

Der neue Absatz 8 in § 15 des Zweiten Bundes- 
mietengesetzes ist die analoge Vorschrift zu dem 
neuen Absatz 6 in § 3 dd WBewG (§ 2 Nr. 1 Artikel I 
des Gesetzentwurfs). Die Aufhebung der Wohn- 
raumbewirtschaftung in den zur Zeit noch „schwar- 
zen" Kreisen wird auf den 31. Dezember 1967 fest- 
gelegt, soweit es sich nicht um die in § 38 Abs. 1 
genannten Kreise handelt, für welche die Aufhe- 
bung der Wohnraumbewirtschaftung bis zum 31. De- 
zember 1968 hinausgeschoben wird (Artikel I § 2 des 
Entwurfs), Mit diesen Terminen ist die Aufhebung 
der Mietpreisbindungen (Artikel I § 1 des Entwurfs) 
und des Mieterschutzes (Artikel I § 3 des Entwurfs) 
gekoppelt. 

§ 16 des Zweiten Bundesmietengesetzes kann ent- 
fallen, da eine weitere Hinausschiebung der Schluß- 
termine 31. Dezember 1967 bzw. 31. Dezember 1968 
durch Rechtsverordnung der Bundesregierung nicht 


mehr in Betracht kommen dürfte. Deshalb kann auch 
§ 1 8 Abs. 3 II. BMG, der den Erlaß einer Rechtsverord- 
nung nach § 16 voraussetzt, sowie § 54 Abs. 2 MSchG 
aufgehoben werden (Artikel I § 1 Nr. 2, § 2 Nr. 2 
und § 3 Nr. 2 des Entwurfs). 

Artikel II (§§ 1 bis 4) 

Durch ein Viertes Bundesmietengesetz (IV. BMG) 
soll die Wirtschaftlichkeit des Althausbesitzes in 
den am 1. Januar 1968 noch „schwarz" bleibenden 
kreisfreien Städten und Landkreisen bis zur Miet- 
preisfreigabe gesichert werden. 

Die Regelung nach den §§ 1 und 2 des IV. BMG 
betrifft nur den Altbauwohnraum in den Stadt- und 
Landkreisen, die am 1. Januar 1968 noch „schwarz" 
sind. Eine Regelung für die Sozialwohnungen in 
diesen Kreisen (wie sie das IIL BMG getroffen hat) 
ist in diesem Gesetzentwurf nicht erforderlich, weil 
die mietrechtlichen Normen für alle Sozialwohnun- 
gen sowohl in den „weißen" als auch in den 
„schwarzen" Kreisen in das Wohnungsbindungsge- 
setz übernommen werden sollen; einen entsprechen- 
den Gesetzentwurf hat die Bundesregierung dem 
Bundesrat bereits zugeleitet. 

Durch § 3 IV. BMG wird entsprechend dem bisheri- 
gen Mietpreisrecht die Mieterhöhung auch durch 
dieses Gesetz für sog. Bruchbuden ausgeschlossen. 
Durch die nach § 4 IV. BMG vorgesehene entspre- 
chende Anwendung bestimmter Vorschriften des 
III. BMG soll die Wiederholung umfangreicher Vor- 
schriften, die ohnehin nur noch geringe Bedeutung 
haben, vermieden werden. 

Artikel III (§§ 1 bis 3) 

§ 1 Abs. 1 stellt klar, daß es für die mit öffentlichen 
Mitteln im Sinne der Wohnungsbaugesetze geschaf- 
fenen Wohnungen (Sozialwohnungen) bei der Rege- 
lung des Wohnungsbindungsgesetzes verbleibt, das 
durch dieses Gesetz nicht berührt wird (siehe auch 
oben zu Artikel II). 

§ 1 Abs. 2 stellt klar, daß die im Gesetz vom 3. April 
1967 für Berlin getroffene Sonderregelung durch 
Artikel I und II des vorliegenden Gesetzes nicht be- 
rührt wird. 

§ 2 enthält die übliche Berlin-Klausel; sie ist erfor- 
derlich, obwohl das Gesetz nur auf Wohnungen und 
Mietverhältnisse in den zur Zeit noch „schwarzen" 
31 Stadt- und Landkreisen des übrigen Bundesgebie- 
tes Anwendung findet. 

§ 3 enthält die negative Saar-Klausel; sie ist er- 
forderlich, weil es im Saarland seit dem 1. Novem- 
ber 1963 keine „schwarzen" Kreise mehr gibt. Dort 
gilt das Gesetz über die Wohnraumbewirtschaftung 
im Saarland (WBG/S) vom 23. Juni 1960 in der Be- 
kanntmachung vom 26. September 1960 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 851), zuletzt geändert durch Arti- 
kel I § 7 des Schlußterminänderungsgesetzes vom 
24. August 1965 (BGBl. I S. 969). Durch das Schluß- 
terminänderungsgesetz wurde das WBG/S nur des- 
halb bis zum 31. Dezember 1967 verlängert, weil 
auch im Saarland bis zum 31. Dezember 1967 (wie 
im übrigen Bundesgebiet) das Zweckentfremdungs- 
verbot (§ 4 WBG/S) gelten sollte. 

Das Gesetz soll zum frühestmöglichen Zeitpunkt in 
Kraft treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Zur Präambel 

Die Eingangsworte erhalten folgende Fassung: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Der Entwurf ändert Gesetze, die mit Zustimmung 
des Bundesrates erlassen wurden, und er bedarf 
daher der Zustimmung des Bundesrates gemäß 
Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes. 

2. Zu Artikel I und II 

a) In Artikel I werden in § 1 Nr. 3 Buchstaben a 
und d, in § 2 Nr. 2 Buchstaben a und in § 3 
Nr. 1 und in Artikel II werden in § 1 jeweils 
vor den Worten „in den kreisfreien Städten" 
Gingefügt die Worte „in der Freien und 
Hansestadt Hamburg," und es wird jeweils 
nach dem Wort „Freiburg," das Wort „Ham- 
burg," gestrichen. 

Begründung 
Notwendige Berichtigung. 

b) In Artikel I werden in § 1 Nr. 3 Buchstaben a 
und d, in § 2 Nr. 2 Buchstaben a und in § 3 
Nr. 1 und in Artikel II werden in § 1 in der 
Aufzählung der kreisfreien Städte hinter dem 
Wort „Bonn" das Wort „Düsseldorf" und vor 
den Worten „und München" das Wort „Köln" 
eingefügt. 

Begründung 

Wie in der Begründung des Gesetzentwurfs 
zutreffend ausgeführt ist, lassen sich struktu- 
rell oder örtlich bedingte Sonderverhältnisse 
auf dem Wohnungsmarkt mit der Methode 
der Defizitberechnung nicht zuverlässig erfas- 
sen. Trotz weiterer Bauleistungen und einer 
gewissen Abnahme der Bevölkerung besteht 
nach den unmittelbaren Beobachtungen der 
Stadtverwaltungen, der Landesregierung und 
des Petitionsausschusses des Landtages Nord- 
rhein-Westfalen noch heute in den Städten 


Düsseldorf und Köln eine besonders ange- 
spannte Wohnungssituation, obwohl das sta- 
tistische Wohnungsdefizit unter 3 ®/o abgesun- 
ken ist. Die unter A 3 der Gesetzesbegrün- 
dung für die Städte Hamburg und München 
dargelegte Sondersituation besteht auch in 
Köln, der drittgrößten, und in Düsseldorf, der 
fünftgrößten Stadt des Bundesgebietes. Dies 
kommt auch dann zum Ausdruck, daß nach der 
10 %-Wohnungserhebung in Düsseldorf und 
Köln trotz der Mietpreisbindung eben wegen 
der übergroßen Nachfrage das gleiche Miet- 
niveau besteht wie in „weißen" Großstädten. 
Es erscheint deshalb geboten, die Wohnungs- 
zwangswirtschaft in Düsseldorf und Köln auch 
noch im Jahre 1968 aufrechtzuerhalten. 


3. Zu Artikel III 

In § 1 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes zur Ände- 
rung des Schlußtermins für den Abbau der Woh- 
nungszwangswirtschaft und über weitere Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts im 
Land Berlin vom 3. April 1967 (Bundesgesetzbl. I 
S. 393) bleiben mit der Maßgabe unberührt, daß 
§ 38 des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes in 
der in Berlin geltenden Fassung folgenden Wort- 
laut erhält: 

.§ 38 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der §§ 30 
und 31 mit Ablauf des 31. Dezember 1968 außer 
Kraft. Die §§ 30 und 31 treten mit Ablauf des 
31. Dezember 1969 außer Kraft." 

Begründung 

Die §§ 30 und 31 des Wohnraumbewirtschaf- 
tungsgesetzes knüpfen an Vorschriften des Mie- 
terschutzgesetzes an. Da dieses im Land Berlin 
nach seinem § 54 in der in Berlin geltenden Fas- 
sung erst mit Ablauf des 31. Dezember 1969 
außer Kraft tritt, müssen die §§ 30 und 31 des 
Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes in Berlin 
ebenfalls bis zu diesem Zeitpunkt weitergelten. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 
vom 14. Juli 1967 


Zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates wird 

folgendes bemerkt: 

1. Zu den Eingangsworten 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes nur dann der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, wenn durch das Änderungs- 
gesetz Vorschriften geändert werden, die die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit des ursprünglichen Ge- 
setzes begründet haben. Das ist beim vorliegen- 
den Gesetzentwurf nicht der Fall. Das (Erste) 
Gesetz zur Änderung des Schlußtermins für den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über 
weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Miet- 
preisrechts vom 24. August 1965 (BGBl. I S. 969) 
ist gleichfalls ohne Zustimmung des Bundes- 
rates ergangen. 


2. a) Zu Artikel I § 1 Nr. 3 Buchstaben a und d, 

§ 2 Nr. 2 Buchstabe a, § 3 Nr. 1 und zu 
Artikel II § 1 

(Ersetzung des Wortes „Hamburg" durch 
„Freie und Hansestadt Hamburg") 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

b) Zu Artikel I § 1 Nr. 3 Buchstaben a und d, 
§ 2 Nr. 2 Buchstabe a, § 3 Nr. 1 und zu 
Artikel II § 1 

(Einfügung der Worte „Düsseldorf" und 
„Köln") 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Ergebnisse der Wohnungsstatistik haben 
die Bundesregierung veranlaßt, die Städte 
Köln und Düsseldorf nicht in den Gesetzes- 
vorschlag aufzunehmen. 

3. Zu Artikel III § 1 

(Änderung des § 38 WBewGBerlin) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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